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Von Christoph Wenzel

DÜSSELDORF – Eine heikle Angele-
genheit sorgt in Aachen für Ge-
sprächsstoff. Die rechtsgerichtete
Partei Bürgerbewegung Pro NRW,
die zusammen mit ihrer Keimzelle
Pro Köln bundesweit wegen ihrer
Proteste gegen Moscheen und
ihren „Antiislamisierungskongres-
sen“ für Aufsehen sorgte, wird in
Nordrhein-Westfalen (NRW) vom
Verfassungsschutz beobachtet.
„Die Regionalpartei Pro NRW stört
das friedliche Zusammenleben in
Nordrhein-Westfalen“, urteilte im
Frühjahr der damalige Innenminis-
ter Ingo Wolf (FDP). Doch nun ha-
ben das Ministerium und die Poli-
zei ein Problem: Der Auslöser ist
ausgerechnet ein Hauptkommissar.

Der 54-jährige Polizist Wolfgang
Palm ist seit Ende Juni Aachener
Kreisvorsitzender von Pro NRW.
Bereits Anfang Mai, kurz vor der
Landtagswahl, sei er auf einer
Kundgebung der Partei in der
Aachener Innenstadt als Privat-
mann in Zivil aufgetreten, berich-
ten die „Aachener Nachrichten“.

Zuvor war Palm 2002 am Aufbau ei-
nes Kreisverbands der nach dem
ehemaligen Hamburger Innense-
nator benannten rechtspopulisti-
schen Schill-Partei beteiligt. Der
Aachener Polizeipräsident Klaus
Oelze erfuhr im Juli von der Wahl
Palms zum Kreisvorsitzenden von
Pro NRW. Er zeigte sich bestürzt,
betonte öffentlich, dass die Aache-
ner Polizei „nach wie vor für
Rechtsstaatlichkeit, Demokratie
und Ausländerfreundlichkeit“ ste-
he, und kündigte „für den Polizei-
beamten eine Verwendung mit we-
nig Publikumskontakt“ an. Dane-
ben ließ Oelze disziplinarrechtli-
che Maßnahmen prüfen, zu denen
es aber nicht gekommen ist. Ledig-
lich eine „hausinterne Umsetzung“
wurde angeordnet.

Wolfgang Palm, der vorher im
Bezirksdienst eingesetzt war und
jetzt nach eigenen Angaben bei der
Verkehrsdirektion Straftaten bear-
beitet, gibt sich betroffen. „Jedem
Staatsbürger – auch dem Bürger in
Uniform – steht es frei, sich poli-
tisch zu engagieren“, sagte er der
WELT. „Hätte ich Zweifel an der

Verfassungstreue von Pro NRW,
würde ich nicht die Funktion eines
Kreisvorsitzenden ausüben.“

Das Innenministerium in Düssel-
dorf indes hat durchaus Zweifel.
„Es ist völlig klar, dass bei Pro NRW
Anhaltspunkte für den Verdacht ei-
ner extremistischen Bestrebung be-
stehen“, sagt Ludger Harmeier vom

Innenministerium. Es gebe genug
Anhaltspunkte für den Verdacht
der Verfassungsfeindlichkeit: Vor
allem werde von der Gruppierung
Angst vor Muslimen geschürt, be-
wusst werde dabei nicht zwischen
dem Islam als Religion und dem
Islamismus als extremistische
Strömung unterschieden, warnt der
Verfassungsschutz. „Auch wenn

sich die Gruppierung als Bieder-
mann tarnt, vertritt sie eine auslän-
derfeindliche und antidemokrati-
sche Politik. Sie hetzt pauschal und
herabsetzend gegen hier lebende
Muslime“, argumentiert Harmeier.
Von Palm erwarte das Ministerium
deshalb, dass er „seine Loyalität ge-
genüber dem Rechtsstaat deutlich“
mache. Was das genau heißen soll,
bleibt offen. 

Überhaupt hält sich das Innenmi-
nisterium in der heiklen Angele-
genheit bedeckt und ist um Scha-
densbegrenzung bemüht. Es sei ein
„Einzelfall“, für den der Polizeiprä-
sident vor Ort zuständig sei. Der
aber habe getan, was er konnte, ver-
sichert das Ministerium. Gleichzei-
tig warnt Harmeier den Kreisvor-
sitzenden Palm davor, sich als In-
formant missbrauchen zu lassen.
„Wenn Pro NRW versuchen sollte,
von ihm dienstliche Informationen
zu erhalten, gehe ich davon aus,
dass er wie jeder Polizist weiß, wie
er sich verhalten muss.“ 

Palm hingegen reichte unterdes-
sen Dienstaufsichtsbeschwerde ge-
gen Polizeipräsident Oelze beim In-

nenministerium ein. Zudem hat Pro
NRW für kommenden Freitag zu
einer „Solidaritätsdemonstration
für Wolfgang Palm“ vor dem Aa-
chener Polizeipräsidium aufgeru-
fen, 30 Teilnehmer sind angemel-
det. Der Kreisvorsitzende wird von
seiner Partei systematisch zum Op-
fer des „politisch einseitigen“,
„willkürlich handelnden“ Polizei-
präsidenten stilisiert. Oelze habe
„sozusagen den Startschuss“ dafür
gegeben, dass der Aachener Raum
neben Köln-Bonn zu einem
Schwerpunkt der Aktivitäten von
Pro NRW im Rheinland wird.

Eine Ankündigung, die im In-
nenministerium ins richtige Ver-
hältnis gesetzt wird: Der Verfas-
sungsschutz schätzt die Zahl der
Pro-NRW-Mitglieder auf nur etwa
80, bei Pro Köln auf etwa 220. „Das
Auffällige an Pro NRW ist, dass es
sich um eine relativ kleine Gruppe
handelt. Die ist aber sehr aktiv“,
sagt Ludger Harmeier, Sprecher
des Innenministeriums. „Aktio-
nen, Mitglieder- und Teilnehmer-
zahlen werden gerne überhöht dar-
gestellt.“

Hauptkommissar unter Verdacht 
Weil ein Polizist Kreisvorsitzender der Partei Bürgerbewegung Pro NRW ist, haben seine Vorgesetzten ein Problem 

■ „Auch wenn sich die
Gruppierung als Biedermann
tarnt, vertritt sie eine
ausländerfeindliche und
antidemokratische Politik“ 
Ludger Harmeier, Innenministerium 

Von Hannelore Crolly

MANNHEIM – Ein Beratungsge-
spräch muss nicht zwingend im Sit-
zen stattfinden, findet Günther
Schamel. Und schon gar nicht am
Schreibtisch. Manchmal lädt der
56-Jährige einen Klienten zu einer
kleinen Werkstour ein, in den Be-
trieb eines befreundeten Unter-
nehmers. Oder zum Rundgang
durchs Mannheimer
Technikmuseum. Zwi-
schen Werkbänken und
historischen Dampf-
maschinen kommt der
agile Diplom-Kauf-
mann dann oft sogar
schneller an wichtige
Informationen als
beim förmlichen Inter-
view. Der zwanglose
Spaziergang beschert
nicht nur eine vertrau-
lichere Atmosphäre.
Häufig entdeckt der
Mann mit der Vorliebe
für elegante Krawatten
auch wie nebenbei den „hot
button“ seines Gegenübers,
den richtigen Knopf. „Wenn
der gedrückt wird, leuchten
die Augen auf. Dann weiß ich, wo
ich einhaken kann.“ 

Günther Schamel ist ehrenamtli-
cher Jobpate, ein Mann, der seit
drei Jahren einen guten Teil seiner
freien Zeit darauf verwendet, ar-
beitssuchenden Männern und
Frauen in die Berufstätigkeit zu-
rückzuhelfen. Viele jener Men-
schen zwischen 25 und 60, die bei
dem beredten Wahl-Mannheimer
Rat suchen, haben nach vielen Jah-
ren ohne Job kaum mehr Hoffnung.
Bei ihnen, glaubt der langjährige

Luftwaffen-Offizier und heutige
Wirtschaftsberater, sei die Aktivie-
rung des magischen „hot button“
besonders wichtig. Was macht mir
wirklich Spaß? Was passt zu mir?
Wofür brenne ich? Wo fühle ich
mich stark, worin unsicher? Um
solche Fragen zu klären, sind viele
intensive Gespräche nötig. Doch
der Einsatz lohnt sich, sagt Scha-
mel: „Wenn man die richtigen

Anreize gibt, kommt
ein Mensch wieder in
Fahrt.“ Selbst wenn
der Mut und das
Selbstwertgefühl
schon tief im Keller
sind.

Drei bis acht
Stunden jede Woche
kümmert sich der
Mittfünfziger um
Menschen in Not,
coacht sie bei der
Arbeitssuche, stärkt
ihnen den Rücken.
Gemeinsam werden
Stärken und Schwä-

chen analysiert, erfolglose
Bewerbungen darauf abge-
klopft, was schiefgelaufen
sein mag. Das können ganz

simple Dinge sein, die den Betrof-
fenen doch nicht bewusst sind:
Einem 54-jährigen Ex-Hausmeister
riet Schamel, sich für das Bewer-
bungsfoto die Haare schneiden zu
lassen, den Ring aus dem Ohr zu
nehmen und die Tätowierung zu
bedecken. „Das hat mir noch nie
jemand gesagt, dass hier ein Pro-
blem ist“, wunderte sich der ge-
lernte Maurer. 

Schamel holt viele seiner Schütz-
linge überhaupt erst einmal wieder
aus ihrem Mauseloch und drängt

sie zu einem geregelten Tagesab-
lauf. „Wenn arbeitslose Menschen
allein zu Hause sind, geht es ganz
schnell bergab.“ Manche seien
schon nach einem halben Jahr der-
art verunsichert, dass sie kaum
mehr klar zu beschreiben vermö-
gen, was sie können, hat Schamel
erfahren. Gemeinsam wird dann an
Bewerbungsunterlagen gefeilt und
das Vorstellungsgespräch trainiert.
Und manchmal fährt der Pate am
großen Tag X sogar mit zur Firma.
„Vielen flattert die Hose bei Vor-
stellungsterminen. Ich schärfe ih-
nen dann ein, dass sie das hinkrie-
gen, weil wir alles genau bespro-
chen haben und sie nur sie selbst
sein müssen.“ 

Rund 700 Jobpaten gibt es in
Deutschland. Sie engagieren sich
ehrenamtlich im Verein Arbeit
durch Management, meist kurz
„Patenmodell“ genannt (www.pa-
tenmodell.de). Gestartet wurde der
Freiwilligenservice, eine Art bür-
gerschaftliche Ergänzung zu den
Arbeitsagenturen, 1999 von der Di-
akonie in Brandenburg. Vorbild
war eine Idee aus den Niederlan-
den, wo Flüchtlingen bei der Inte-
gration in die Arbeitswelt geholfen
wurde. Mittlerweile gibt es fast
überall in Deutschland Paten, die
Arbeitssuchende kostenlos so lan-
ge coachen, wie es eben nötig ist:
sechs Wochen oder sechs Monate
lang, manchmal sogar ein ganzes
Jahr. Zwar haben auch diese Bemü-
hungen nicht immer Erfolg, doch
bei bundesweit 1535 betreuten
Menschen wurden im vergangenen
Jahr schließlich 475 vermittelt. Ein
guter Schnitt.

Das Besondere an dem Konzept:
Die Helfer sind durchweg aktive

Führungskräfte oder pensionierte
Manager, die ihre Kompetenzen
nicht brachliegen lassen, sondern
der Gemeinschaft weitergeben
wollen. Sie alle wissen genau, wo-
rauf Personalchefs achten, wie ein
Bewerbungsschreiben auszusehen
hat oder welche Branchen Verstär-
kung suchen. Vor allem aber sind
sie gut vernetzt. „Ohne exzellente
Kontakte zu möglichst vielen Fir-
men würde das Ganze gar keinen
Sinn ergeben“, sagt Günther Scha-
mel. Auf der Suche nach einer Va-
kanz oder einem Praktikum ruft er
häufig bei über einem Dutzend
Firmen im Mannheimer Raum an,
wo man ihn kennt und schätzt.
„Auf diese Weise landet manche
Bewerbung auch nicht gleich in
der runden Ablage Papierkorb,
sondern bekommt noch eine zwei-
te Chance.“

Schamel, ein umgänglicher, aber
nach 18 Jahren als Führungsoffizier
resoluter Gesprächspartner, hat
selbst zahlreiche Umbrüche
in seinem Leben erlebt.
Nach dem Einsatz bei der
Luftwaffe und im Ver-
teidigungsministerium
war er Marketingdirektor
eines großen Mit-
telständlers, dann
Geschäftsführer in
der Zeitarbeits- und
später Sicherheits-
branche, Wirt-
schaftsberater und
schließlich Sanierer
in Ostdeutschland.
Heute hat Schamel, der
wegen ihrer unbändi-
gen Urkraft für Vul-
kane schwärmt, in
Ludwigshafen sei-

ne eigene Personalberatung. Bis in
die Vereinigten Arabischen Emira-
te hinein hat er schon Spezialisten
vermittelt, vom Kaufmännischen
Direktor bis zum Statiker für den
Bau von Unterwasserhotels. 

Mit seinem Hauptberuf wäre
Schamel also weiß Gott ausgelas-
tet, zumal ihn Herzprobleme zum
Kürzertreten mahnen. Doch ir-
gendetwas in ihm drängt nach
mehr, zu einem Engagement jen-
seits der Gewinnabsicht. Das war
schon so, als sein Sohn im Kinder-
garten war und er sich zum Pfleg-
schaftsvertreter wählen ließ. Spä-
ter saß Schamel im Mannheimer
Gesamtelternbeirat und im Vor-
stand vom baden-württembergi-
schen Landesschulbeirat. Er enga-
gierte sich im Bundeswehrsozial-
werk, half bei der Wiedereingliede-
rung ehemaliger Strafgefangener.
Seit 2007 ist der gebürtige Nürn-
berger nun Jobpate. Er war durch
einen Zeitungsbericht darauf auf-

merksam geworden. Er bekom-
me viel zurück, schwärmt Gün-
ther Schamel: „Das Strahlen
eines Menschen, der fast 
die Hoffnung aufgegeben hat

und aus einem gelun-
genen Vorstellungs-
gespräch kommt, ist

unbezahlbar.“
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„Vielen flattert die Hose bei Vorstellungsterminen“
Günther Schamel ist ehrenamtlicher Job-Pate. Er coacht Arbeitslose, analysiert ihre Schwächen und stärkt ihnen den Rücken

Günther Schamel
verwendet seine
Freizeit darauf,
Arbeitssuchenden in
die Berufstätigkeit
zurückzuhelfen 
SVEN PAUSTIAN

DEMONSTRATION
Ein kleiner Kurort zeigt 
Flagge gegen rechts
Bad Nenndorf in Niedersachsen
wehrt sich gegen die jährlichen Auf-
märsche von Rechtsextremisten.
Rund 1000 Demonstranten haben
nach Polizeiangaben am Wochenen-
de den inzwischen fünften „Trauer-
marsch“ zum ehemaligen britischen
Militärgefängnis Wincklerbad behin-
dert. Wegen Störaktionen der Gegen-
demonstranten konnten die Rechten
erst nach stundenlanger Verspätung
ihren Marsch beginnen. Indes geht
der Streit zwischen den Grünen und
Innenminister Uwe Schünemann
(CDU) weiter. Das Verwaltungsge-
richt Hannover hatte zunächst die
Gegendemonstration des Deutschen
Gewerkschaftsbundes verboten. dpa

CDU-SPITZE
Kandidatenrennen für 
Neuwahl nimmt Fahrt auf
Thüringens Ministerpräsidentin
Christine Lieberknecht (CDU) sieht in
ihrem sächsischen Amtskollegen
Stanislaw Tillich einen Kandidaten
für die Neubesetzung der CDU-Füh-
rung im November. „Ich kann ihn mir
gut als Vertreter Ostdeutschlands
vorstellen“, sagte sie am Wochen-
ende. Zuvor hatte der nordrhein-
westfälische CDU-Politiker Armin La-
schet im Interview der „Welt am
Sonntag“ für den Fall seiner Wahl
zum Landesparteichef auch einen
Stellvertreterposten in der Bundes-
CDU beansprucht. „In Oppositions-
zeiten ist jede Rückendeckung der
Bundespartei hilfreich.“ Bundesin-
nenminister Thomas de Maizière
sagte schließlich dem Deutschland-
funk, würde Hessens neuer Minister-
präsident Volker Bouffier als Kan-
didat antreten, „würde ich seine Kan-
didatur unterstützen“. krl

ISLAM
Muslimische Kinder wissen oft
wenig über ihren Glauben
Vielen Schulkindern aus muslimi-
schen Familien fehlt grundlegendes
Wissen über ihre Religion. „Manche
Kinder wissen nicht, was eine Mo-
schee ist“, sagte der Mainzer Islam-
lehrer Abdeladim Benrachid. Die Reli-
giosität habe auch in vielen Zuwan-
dererfamilien abgenommen. Der
Wissenschaftler erteilt islamischen
Religionsunterricht an Grundschulen
in Mainz und Worms. „Es geht nicht
nur darum, Koran-Suren auswendig
zu lernen, sondern auch um Sozial-
kompetenz“, erklärte der in Marokko
geborene Benrachid. Auch der inter-
religiöse Dialog sei ein wichtiges Ele-
ment im Unterricht. epd

DEUTSCHLAND

BERLIN – Nach einer Umfrage der
„Welt am Sonntag“ haben große
evangelische Landeskirchen in
Deutschland 2009 weniger Mit-
glieder durch Austritte verloren als
im Jahr zuvor. Zugleich mussten sie
aber bei der Zahl der Eintritte Ein-
bußen hinnehmen. 

So verzeichneten vor allem die
hannoversche Landeskirche sowie
die westfälische und die rheinische
Landeskirche deutlich sinkende
Austrittszahlen. In der hannover-
schen Kirche, mit rund drei Millio-
nen Mitgliedern die größte evange-
lische deutsche Landeskirche, sei
die Zahl der Austritte von 20 700
im Jahr 2008 auf 17 601 im Jahr 2009
zurückgegangen. In Westfalen (2,6
Millionen Mitglieder) von 12 224
(2008) auf 10 636 (2009), im Rhein-
land (2,9 Millionen Mitglieder) von
18 076 (2008) auf 15 186 (2009),
heißt es in der Statistik. 

Hingegen verließen den Anga-
ben zufolge in Bayern (2,7 Mil-
lionen Mitglieder) und Berlin-
Brandenburg (1,2 Millionen) mehr
Menschen die Kirche als im Jahr
zuvor. In Bayern stieg die Zahl der
Austritte leicht von 19 846 (2008)
auf 20 036 (2009), während die
Landeskirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz nach einer
vorläufigen Übersicht gar einen
Anstieg der Austritte von 8225
(2008) auf 10 363 (2009) verkraften
musste. 

Die Zahl der Eintritte ist in allen
von der „Welt am Sonntag“ befrag-
ten evangelischen Landeskirchen
gesunken: In Berlin-Brandenburg
fiel sie von 1700 (2008) auf 1496
(2009), in Westfalen von 4815 auf
4613, im Rheinland von 6818 auf
6725. Am größten war der Rück-
gang bei den Eintritten in Bayern,
wo 2009 nur noch 3550 religions-
mündige Menschen über 14 Jahren
neu oder wieder in die Kirche ein-
traten (2008: 4683). Andere große
Landeskirchen wie die in Nordel-
bien oder in Mitteldeutschland
hatten noch keine Statistiken für
2009 zur Verfügung.

In der katholischen Kirche ist die
Zahl der Austritte nur leicht gestie-
gen. Wie die Deutsche Bischofs-
konferenz berichtete, verließen im
vergangenen Jahr 123 681 Katholi-
ken ihre Kirche. Im Jahr zuvor wa-
ren es 121 155. Die Zahl der Katholi-
ken wird mit 24,9 Millionen ange-
geben, das sind 30,5 Prozent der
Bevölkerung. Bei den katholischen
Taufen gab es einen leichten Rück-
gang: Wurden 2008 noch 185 600
Personen getauft, waren es 2009
rund 179 000. Gleichzeitig wurden
in den 27 deutschen Bistümern
4009 Eintritte in die katholische
Kirche und rund 8649 Wiederauf-
nahmen verzeichnet. Im Jahr zuvor
waren es 4388 Eintritte und 9546
Wiederaufnahmen. Nach den jetzt
vorliegenden „Eckdaten des kirch-
lichen Lebens“ sank die Zahl der
Gottesdienstteilnehmer von 13,4
auf 13,0 Prozent. Zu den Orden in
Deutschland werden 4609 Ordens-
männer und 21 982 Ordensfrauen
gezählt. DW
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Kirchen: Weniger
Austritte, aber auch

weniger Eintritte 

KÖLN – Bundesinnenminister Tho-
mas de Maizière (CDU) bekräftigte
seine Forderung nach einer Siche-
rungsunterbringung für Männer,
die infolge der Entscheidung des
Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte entlassen werden
müssten. Diese neue Form der Un-
terbringung solle gelten für „psy-
chisch Gestörte, die aber nicht psy-
chisch krank sind, und wenn es um
konkrete Androhung von neuen
Straftaten in der Haft geht“, sagte
de Maizière gestern im Deutsch-
landfunk. Der frühere bayerische
Ministerpräsident Günther Beck-
stein (CSU) sprach sich dafür aus,
Straftäter so lange wegzusperren,
solange sie schwer gefährlich sind. 

Nach einem Urteil des Gerichts-
hofes verstößt die rückwirkende
Verlängerung der Sicherungsver-
wahrung gegen die Menschenrech-
te. Etliche Schwerverbrecher in
Deutschland müssen deshalb aus
der Sicherungsverwahrung freige-
lassen werden. Der frühere Gene-
ralbundesanwalt Kay Nehm sagte
im „Focus“, die Entlassung dieser
Sexualverbrecher, die weiterhin als
gefährlich gelten, sei „für die Ge-
sellschaft nicht zu verkraften“. 

Sachsen-Anhalts Justizministe-
rin Angela Kolb (SPD) hält die Plä-
ne de Maizières einer neuen Art
von Unterbringung kaum für trag-
fähig. „Ich halte es für schwierig, je-
manden wieder in staatliche Obhut
zu nehmen, der aufgrund einer Ge-
richtsentscheidung auf freiem Fuß
ist“, sagte sie. Ihre bayerische Kol-
legin Beate Merk (CSU) forderte
von Bundesjustizministerin Leut-
heusser-Schnarrenberger zügig ein
neues Gesetz. Der FDP-Vorsitzende
Guido Westerwelle warnte jedoch
vor einem Schnellschuss: „Wir dür-
fen kein Gesetz beschließen, das an
den Gerichten sofort scheitert“,
sagte er in der „Bild am Sonntag“.
Damit wäre nichts gewonnen,
schon gar nicht für die Sicherheit
der Bürger. „Man muss beides im
Blick halten.“ DW

Sicherungsverwahrung:
Viele Meinungen, 

aber keine Einigung 

Drei Wochen nach der Loveparade-Ka-
tastrophe mit 21 Toten und über 500 Ver-
letzten hat sich Duisburgs Oberbürger-
meister Adolf Sauerland erstmals ausführ-
lich zu den Vorgängen geäußert. In einem
Interview des WDR lehnte er einen soforti-
gen Rücktritt weiterhin ab, schloss aber
persönliche Konsequenzen nach der Auf-
klärungsarbeit nicht aus. „Es muss geklärt
werden, wer der Verursacher dieses tragi-
schen Ereignisses war. So weit sind wir
noch nicht“, sagte er in dem 20-minütigen
Gespräch. Der CDU-Politiker wehrte sich
gegen den Vorwurf, er habe im Vorfeld der
Loveparade persönlich darauf hingewirkt,
die Veranstaltung unter allen Umständen
ausführen zu wollen. Auch habe man bei
der Sicherheit keine Kompromisse ge-
macht. Laut „Spiegel“ gestand Sauerland
allerdings ein, die Öffentlichkeit bewusst
über die Besucherzahlen der Techno-Ver-
anstaltung getäuscht zu haben. Die mehre-
ren Millionen erwarteter Besucher, von
denen er selbst vor der Parade gesprochen
hatte, seien „nur gepushte Zahlen“ gewe-
sen, mit denen man Marketing und nichts
anderes gemacht habe. Auf Wunsch des
Veranstalters habe die Stadt Duisburg bei
der Marketinglüge mitgemacht. DW

Sauerland 
nimmt Stellung 
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